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SPEKTRUM DEMOKRATIE
: ;

Franz Josef Stummann, Generalsekretariat VRE

Kooperation der Regionen

Der Erfolg politischer und wirtschaftlicher

Reformvorhaben in den Ländern
Mittel- und Osteuropas wird weitgehend
davon bestimmt, ob die regionale Dimension

im Rahmen der Umstrukturierungs-
massnahmen und beim Aufbau
demokratischer Institutionen Berücksichtigung

findet. Mit regionaler Dimension
sind nicht nur Veränderungen bei der
bisher strikt zentralistisch geordneten
Administration gemeint, sondern auch
die Institutionalisierung von subnationalen

territorialen Körperschaften mit
konstitutionell gesicherten eigenen
Kompetenzen und demokratisch legitimierten
Vertretungsorganen.

Dies bedeutet konkret, dass neben einer
Stärkung der lokalen Autonomie und
Selbstverwaltung auf Gemeinde- und
Kreisebene die Einrichtung von Regionen

voranzutreiben ist. Entscheidend ist
dabei die Orientierung an staatlichen
und gesellschaftlichen Modellen, bei
denen demokratische Partizipation und
Kompetenzverteilung im Vordergrund
stehen. Diese Orientierung verweist auf
Staatsformen mit starken autonomen
Regionen und föderalen Staaten als den
Gegenmodellen zur bisher bestimmenden

zentralistisch-unitarischen
Staatsvorstellung.

Weiter wird entscheidend sein, ob den
sich bildenden Regionen auch das Recht
eingeräumt wird, das für die regionale
Idee so wichtige Subsidiaritätsprinzip
auch auf Kompetenzbereiche auszudehnen,

die bisher als exklusive Rechte der
zentralstaatlichen Instanzen gelten, wie
z. B. Aussenbeziehungen. Dies erst
schafft die Voraussetzungen dafür, dass
sich grenzüberschreitende und interregionale

Kooperation entwickeln kann,
die aufgrund der Erfahrungen in
Westeuropa wesentlich dazu beiträgt, nicht
nur die wirtschaftliche Entwicklung von
Regionen zu fördern, sondern über
Annäherung und Austausch innovativ den
europäischen Integrationsprozess mitzu-
gestalten.

Die regionale Erfahrung

Diese Grundpositionen spiegeln die
Erfahrungen der regionalen Bewegung als
eines mehr als 20jährigen Bemühens, die
Fixierungen des zentralistischen Natio¬

nalstaates mit seinen bekannten Defiziten

zu überwinden. Defizite, die sich
z. B. als Verschärfung der Peripherie-
Zentrum-Problematik und als Gegensatz
von Stadt und Land/Provinz äussern.
Ungleiche soziale und wirtschaftliche
Entwicklungen, die in der Regel auch als
soziale Benachteiligung von in den
peripheren und ländlichen Zonen wohnenden

Menschen empfunden wurden, waren

wesentliche Beweggründe für die
Herausbildung einer regionalistischen
Politik.

Sie basierte auch auf der Erkenntnis,
dass eine an den Bedürfnissen der Provinz

orientierte Regionalpolitik nicht
zentral geplant werden kann, sondern
von unten entwickelt und von den
Betroffenen getragen werden muss. Dies
wiederum hat die Existenz territorialregional

bezogener Verwaltungs- und
Mitbestimmungsorgane zur Voraussetzung.

Diese konnten erst nach teilweise
harten Auseinandersetzungen ansatzweise

durchgesetzt werden, wie sich am
Prozess der Regionalisierung etwa
Spaniens, Italiens und insbesondere Frankreichs

zeigen lässt.

Dieser Prozess ist keineswegs
abgeschlossen. Auch in den genannten Ländern

werden den in den letzten Jahren
geschaffenen Regionen noch wichtige
Kompetenzen vorenthalten, die es
rechtfertigen würden, von der Durchsetzung
einer echten regionalen Ordnung zu
sprechen. Die volle Anerkennung von
Regionen umfasst das Eingeständnis des
Scheiterns der bisherigen Politik einer
gesamtstaatlich durchgesetzten Steuerung

von oben mit technokratisch-funk-
tionalistischen Instrumentarien.

Integration durch interregionale

Kooperation

Sehr früh wurde deutlich, dass regionale
Bewegungen nur dann erfolgreich agieren

können, wenn sie sich transnational
organisieren. Das Entstehen von
interregionalen Organisationen entsprechend
gemeinsamer thematisch-sektorieller
und geographischer Problemlagen zeigt
dies. Dies gilt unter anderem für die
Konferenz peripherer Küstenregionen,
für die Arbeitsgemeinschaft Alpen-
Adria wie für RETI als Organisation von

Gheraee-RegtarM
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Die Mitgliedsregionen

Sehr früh wurde

deutlich, dass

regionale
Bewegungen nur

dann erfolgreich
agieren können,

wenn sie sich

transnational
organisieren.

Regionen, die besonders durch strukturelle

Veränderungen im Industriebereich

betroffen wurden. Der nächste
Schritt war die Gründung einer
gesamteuropäischen Vertretungsorganisation
der Regionen, die 1985 mit der
Versammlung der Regionen Europas
(VRE) geschaffen wurde.

Über diese Organisation gelang es den
Regionen nicht nur, die jeweilige nationale

Politik zu beeinflussen, sondern
auch auf gesamteuropäischer Ebene
mehr regionale Belange berücksichtigende

Politikansätze zu stärken. Als
Beispiel für eine neue regionale Orientierung

ist die Kohäsions- und Strukturpolitik
der EU anzuführen. Bestimmten bis

vor wenigen Jahren weitgehend die
nationalen Regierungen die Ziele und den
Massnahmenkatalog, so sind es heute
die Regionen, die zunehmend mehr Ein-
fluss auf die Gestaltung dieser
Förderungsinstrumente nehmen. Ein weiterer
Erfolg ist die Institutionalisierung der
Regionen, das heisst die Bildung von
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SPEKTRUM DEMOKRATI I
Vertretungsorganen in den europäischen

Institutionen. 1993 und 1994
gelang die Einrichtung eines Ausschusses
der Regionen bei der Europäischen Union

und die Schaffung einer Kammer der
Regionen im Rahmen des Kongresses
der Gemeinden und Regionen im
Europarat.

Die VRE konnte seit 1985 ihre Mitgliederzahl

ständig steigern, von 40 auf heute

270 Regionen. Als wie wichtig die
interregionale Kooperation heute in allen
Ländern, selbst in Staaten mit einer eher
zentralistischen Tradition, erachtet wird,
zeigt die Beitrittswelle aus den
skandinavischen Ländern in den letzten zwei
Jahren.

internationale Kooperation Ost-West

Die VRE hat bereits sehr früh auf die
Entwicklungen in den mittelosteuropäischen

Ländern reagiert und eigene
Instrumente der Kooperation entwickelt.
1989 fand die «Erste Multilaterale
Begegnung regionaler Gebietskörperschaften»

in Davos/Klosters statt. An diesem
Treffen beteiligten sich die zu dem
Zeitpunkt noch bestehenden jugoslawischen
Republiken Serbien, Kroatien und
Slowenien, die später sogar der VRE
beitraten. Weiter beteiligten sich bereits
die ungarischen Komitate.

Im Rahmen der 3. Generalversammlung
Ende November 1989 in Wien waren
bereits 24 Regionen aus Mittel- und Osteuropa

neben den 110 Regionen aus
Westeuropa vertreten. Die damalige
Aufbruchstimmung spiegelt sich in der
Forderung der Generalversammlung, das

«gemeinsame europäische Haus» auf
der Basis einer dreigliedrigen Struktur
zu bauen, die die europäische Ebene, die
Nationalstaaten und die Regionen
umfassen sollte. Die Versammlung forderte
auch die Einrichtung eines «Senats der
Regionen».

Die Gründe zu benennen, weshalb der
«regionale» Aufbruch zum Teil
nationalistischen Strömungen weichen musste,
bleibt einer umfassenden Analyse
vorbehalten, die sich unter anderem auch mit
der Reichweite und den realen Möglichkeiten

der von Westeuropa angebotenen
Kooperations- und Unterstützungsprogrammen

auseinandersetzen muss. Dies
gilt auch für Fragen, weshalb es nicht
möglich war, dem Namen nach «föderal»

organisierte Staaten auf neuer
Grundlage fortzuführen, das heisst sie
wirklich föderal zu strukturieren. Die
Hinwendung zum souveränen Nationalstaat

alter Prägung hat ohne Zweifel den
Ausbau interregionaler Beziehungen
zwischen den mittelosteuropäischen
Ländern und Westeuropa erschwert.
Dennoch wäre es verfrüht, diese
Entwicklung für unumkehrbar zu halten.

Die Hinwendung
zum souveränen

Nationalstaat
alter Prägung hat
ohne Zweifel den

Aushau

interregionaler

Beziehungen
zwischen den
mittelosteuropäischen

Ländern

und Westeuropa
erschwert.

Es wird in Zukunft
wesentlich darauf

ankommen,
verstärkt

spezifisch regionale
Programme in

den für die Länder

Mittel- und

Osteuropas

entwickelten

Massnahmen der

Europäischen
Union aufzulegen.

Die VRE hat ungeachtet dieser
Rückschläge für die regionale Sache systematisch

die Kooperation mit Gebietskörperschaften

direkt unterhalb der
nationalstaatlichen Ebene fortgesetzt und
auch erweitert. Die Gründung einer
eigenen Kommission für Ost-West-Fragen
ist dafür nur ein Beispiel. Weiter zeigt
der Beitritt etwa polnischer, rumänischer,

russischer und ukrainischer
Gebietskörperschaften zur VRE das Interesse

dieser Staaten, neben der
internationalen Kooperation die Zusammenarbeit

der Regionen zu fördern.

Wesentliches Moment für die Ausgestaltung

der Kooperation ist die Mitgliedschaft

der Regionen Mittel- und Osteuropas

in der VRE. Als gleichberechtigte
Mitglieder in der einzigen gesamteuropäischen

regionalen Organisation sind
sie Mitgestalter regionaler Politik in
einem gesamteuropäischen Rahmen. Diese

Mitgliedschaft integriert sie in
einen permanenten Informationsaustausch.

Das gilt auch für Angelegenheiten,

die in der Regel den Regionen
der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union vorbehalten sind. Der Zugang zu
Informationen und der politische
Gedankenaustausch regionaler Vertreter
von Ost und West verhindern eine allein
an den Interessen der West-Regionen
sich orientierende Politik der EU.

Konkrete Programme

Wie sich Länder innerhalb einer föderalen

Ordnung als Glieder einer nationalen

Solidargemeinschaft begreifen, so
hat für die gesamteuropäische
Versammlung der Regionen Europas das
Bemühen um die Probleme der mittel¬

osteuropäischen Regionen Priorität. Die
VRE zeigt die bilaterale Kooperation
mit dem Einsatz eigener Mittel, an der
insbesondere autonome Regionen und
Länder beteiligt sind. Wesentliche
Beiträge leisten auch Regionen, die zwar
aufgrund fehlender eigener finanzieller
Mittel auf Fonds der EU angewiesen
sind, dafür aber stärkeres Gewicht dem
«human factor» beimessen, indem sie
Mitarbeiter für Massnahmen freistellen.
Die Kooperationsmassnahmen betreffen
fast alle Bereiche, für die Regionen
Kompetenzen haben. Das gilt für
Industrieförderung ebenso wie für Massnahmen

im Bereich des Erziehungswesens,
der Energie- und Umweltpolitik oder
der Infrastrukturentwicklung.

Analog zu dem von der Europäischen
Kommission teilfinanzierten und von
der VRE verwalteten
«Erfahrungsaustausch-Programm», das die Kooperation
und den Austausch zwischen starken
und schwachen Regionen zum Inhalt
hat, wird im Ost-West-Bereich die
interregionale Kooperation unter anderem
über das «Ouvertüre-Programm»
durchgeführt. Dieses Programm konzentriert
sich auf Massnahmen im Bereich des
Aufbaus demokratischer Institutionen
und der wirtschaftlichen Entwicklung.
Mehr als zwei Drittel der Projekte dieses
Programms dienen der Kooperation im
Bereich Wirtschaft, beispielsweise der
Förderung von Klein- und Mittelbetrieben,

der Entwicklung des Tourismus und
der Förderung des Handels und Exports.

Fortsetzung Seite 10
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Vaclav Klaus zur europäischen Integration

Nationen als Bausteine

An einer Konferenz der Dräger-Stiftung
zum Thema «Zwischen Supranationalis-
mus und Regionalismus» in Prag sprach
auch der tschechische Ministerpräsident

Vaclav Klaus. Wir bringen
nachfolgend in leicht gekürzter Form sein
Referat.

Sich in dem schwierigen Gelände
zwischen «Supranationalismus und
Regionalismus» zu bewegen oder darüber
nachzudenken, ist für mich nicht
abstrakte Theorie. Die Notwendigkeit, diese

Streitfrage zu lösen und nach der
vernünftigsten Form der Integration in
Europas politische, wirtschaftliche und
sicherheitspolitische Strukturen zu
suchen, wurden zum integralen Bestandteil

des Alltagslebens in diesem Land
und in diesem Teil des Kontinents. Und
in diesem Sinne sind wir auch keine
Theoretiker; wir sind realistische Praktiker.

Aus dieser Perspektive heraus
möchte ich einige Punkte anführen, die
für Sie möglicherweise von einigem
Interesse sind.

Mein Ausgangspunkt, und das ist nicht
trivial, besteht darin, dass weder der
Terminus «Region», noch der Terminus
«Staat» (oder Nationalstaat), noch der
Terminus «supranationale Integration»
als Termini interpretiert werden sollten,
die gleichzeitig eine wertende Beurteilung

beinhalten. Ihnen haftet nichts
apriori Positives oder Negatives an, und
sie sollten auch nicht als Ziel per se
angesehen werden.

Gemäss meiner prinzipiellen ideologischen

Überzeugung bestreite ich nicht,
dass das Individuum — und nicht irgendeine

Institution über diesem — die Basis

jeder demokratischen Gesellschaft (und
die ist als solche positiv zu bewerten)
bildet. Das entscheidende Kriterium zur
Beurteilung aller möglichen Arten und
Formen menschlicher Institutionen oder
Organisationen (Kollektive) ist deshalb
deren positiver oder negativer Beitrag zur
Maximierung individuellen Glücks oder
jeder anderen Alternative dazu, nicht
umgekehrt. Das Individuum hat eine primäre

Fortsetzung von Seite 9

Die VRE hat mit CENTURIO ein eigenes

Hospitantenprogramm für Mitarbeiter
aus regionalen Verwaltungen Mittel-

und Osteuropas gegründet. Dieses allein
aus Eigenmitteln der VRE finanzierte

Programm bietet auf multilateraler
Basis Hospitationen in verschiedenen
Regionen Westeuropas an. Die
Hospitantenplätze umfassen die gesamte
Bandbreite regionaler Verwaltungen
und Institutionen, Parlamentsverwaltungen

ebenso wie Umweltbehörden.
Zentrales Konzept von CENTURIO ist der
Zugang zu verschiedenen Regionen, das
heisst mindestens zwei Hospitationen in
zwei unterschiedlichen Regionen und
Ländern.

Es wird in Zukunft wesentlich darauf
ankommen, verstärkt spezifisch regionale
Programme in den für die Länder Mittel-

und Osteuropas entwickelten Massnahmen

der Europäischen Union aufzulegen.

Diese fehlen bis auf das genannte
«Ouvertüre-Programm» weitgehend.

Die Regionen sind bereit, im Rahmen
derartiger Programme ihren Beitrag zu
leisten. Die Stärkung des Regionalisie-
rungsprozesses in Mittel- und Osteuropa
sollte eine gemeinsame Aufgabe der
europäischen Institutionen und vor allem
der Europäischen Union sein. Starke
Regionen bieten Gewähr für eine
dynamische und sozial orientierte Entwicklung

Europas. Regionen können mit von
ihnen praktizierter interregionaler
Zusammenarbeit nationalen Strömungen
begegnen und auch bei ethnisch-kulturellen

Problemen durch
grenzüberschreitende Zusammenarbeit Konfliktpotential

abbauen.

ich gehe davon

aus, dass die

Termini «Region»,

«Staat» und

«supranationale
Integration» nicht

per se eine

wertende

Beurteilung be¬

inhalten.

Stellung inne, die Gemeinschaft kommt
erst in zweiter Linie, sie ist lediglich eine
Ableitung der ersteren.

Das ist keine unwichtige oder unpraktikable

Grundsatzerklärung; sie ist im
Gegenteil nach meiner Überzeugung
extrem wichtig für unsere Diskussion. Die
ständigen Versuche, den Regionalismus
auf der Basis eines a priori positiven
Wertes, genannt Selbstbestimmung
(oder Mitbestimmung), zu verteidigen,
Nationalstaaten mit den Argumenten
eines billigen und aggressiven Nationalismus

zu rechtfertigen, für einen
Supranationalismus einzutreten, indem
kosmopolitische und antinationalistische Argu-

Der tschechische
Ministerpräsident Vaclav Klaus

zeitbild 14 94 3-november-1994 10


	Kooperation der Regionen

